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Vorwort






  Liebe Leserin, lieber Leser!




  Mit diesem Buch wende ich mich nicht primär an Juristen bzw. Fachleute anderer Art, welche bei Zivilgerichtsverfahren berufsbedingt beteiligt sein können, um diesen eine Art Spiegel vorzuhalten. Dieses Buch schreibe ich vor allem für Menschen, die vor der Wahl stehen, entscheiden zu müssen, ob sie entweder als Beklagter oder Kläger an einem Zivilgerichtsverfahren „beteiligt sein wollen“ oder nicht.




  Richterinnen und Richter, in der Folge als Rechtsanwender bezeichnet, könnten deshalb Interesse haben, dieses Buch zu lesen, wenn sie auf die vorliegende Art erfahren möchten, was einem Bürger der Republik Österreich in einem Zeitraum von etwa 17 Jahren widerfahren kann, wenn er bei Gericht versucht, zu seinem Recht auf Basis geltender Gesetze zu kommen.




  Ausgangspunkt für die ganze „Leidensgeschichte“ bei mir war, dass meine Frau und ich nicht mehr in einer so genannten Stadtwohnung wohnen wollten, sondern auf dem Land. Deshalb wollten wir das bestehende, 70 m2 große Wochenendhaus renovieren lassen bzw. im Umfang zu einem normalen Einfamilienhaus baulich erweitern. Also eine ganz normale und alltägliche Geschichte.




  Was hat Michael Kohlhaas mit meiner Geschichte zu tun?




  Auf die Geschichte von Michael Kohlhaas bin ich durch Zufall gekommen. Ich sitze eines Tages bei einem Facharzt und warte darauf, aufgerufen zu werden, als ich mit einem ebenfalls wartenden, älteren Herrn ins Gespräch komme. Er stellt sich als pensionierter Mittelschulprofessor vor. Da er von seiner Frau geschieden ist, lebt er – wie ich – allein in einer Wohnung. Wir verabreden, dass wir uns auch nach diesem Arzttermin wiedersehen wollten.




  Der Hinweis auf die Novelle von Heinrich von Kleist kam von meinem nunmehrigen neuen Bekannten. Nachdem er aufgrund meiner ersten Schilderungen über meine langjährigen Erfahrungen mit Zivilgerichten erkannt hatte, worum es eigentlich ging, fragte er mich, ob ich die Geschichte des Michael Kohlhaas kennen würde. Ich antworte ihm: „Ja, entfernt schon, aus der Schulzeit.“  Was in meinem Fall schon sehr viele Jahre zurückliegt.




  Heinrich von Kleist veröffentlichte vor mehr als 200 Jahren die Geschichte des Michael Kohlhaas in Form einer Novelle. Die Geschichte dieses Pferdehändlers spielte sich im 16. Jahrhundert in deutschen Landen ab und wird in der Folge frei nach dieser Novelle mit den Moralprinzipien und der juristischen Abwicklung von Rechtsstreitigkeiten im 21. Jahrhundert zum Vergleich herangezogen.




  
Einleitung






  Unbestritten sollte wohl sein, dass Rechtsanwender in einer Demokratie die fachliche und moralische Fertigkeit haben müssen, soziale Konflikte in einer Gesellschaft rechtskonform einer fairen und zeitnahen Entscheidung zuzuführen.




  Dass dies nach meiner Erfahrung aus 17 Jahren eher die Ausnahme als die Regel darstellte, war für mich der Grund, mich mit diesem Buch an die Öffentlichkeit zu wenden.




  Im Internet habe ich einen Gastkommentar des früheren Präsidenten des Obersten Gerichtshofes in Österreich, Johann Rzeszut, gefunden, den ich hier auszugsweise zitiere. Das Thema: „Rechtsfortbildung“ in dem Beitrag „Richterbild und Richterrecht“ (siehe auch http://www.uibk.ac.at/ipoint/gastkommentar/398144.html).




  „Die Wurzeln der richterlichen Funktion liegen im Spannungsfeld zweier menschlichen Ur-Anliegen. Streben nach einem Höchstmaß an Freiheit und Sehnsucht nach (Rechts-)Sicherheit. Dem Richter kommt bei der Verwirklichung einer Gesellschaftsordnung und -realität, die diesen Zielen Rechnung trägt, seit jeher als Ordnungswächter und Garant des Rechtsfriedens eine dominierende Bedeutung zu.“




  „Das Richterbild: Das gesellschaftliche Vertrauen in richterliches Wirken hängt in hohem Maß davon ab, dass sich das reale Richterbild mit der gesellschaftlich repräsentativ idealisierten Wunschvorstellung richterlichen Wirkens deckt, die auf sachbezogene Funktionsgarantien und persönlichen Voraussetzungen beruht.“ ...




  „Gedanken zur richterlichen Unabhängigkeit aus der Sicht der Gewaltentrennung setzen schon bei Hesiod im zweiten vorchristlichen Jahrtausend (Gemäß den Angaben im Brockhaus, dem Herder Lexikon (Zeno.org) oder Wikipedia schwanken die Angaben zur Geburt von Hesiod zwischen dem 9. und 7. Jahrhundert vor Christus.) ein. Hinsichtlich persönlicher Anforderungen an den idealen Richter sei beispielsweise auf die platonischen Tugenden oder etwa an die Kardinalstugenden verwiesen, die vom Schwabenspiegel (1236) mit dem Richterideal in Verbindung gebracht und später in der Peinlichen Gerichtsordnung Kaiser KARL V (1532) in modifizierter Form angesprochen werden.“




  „Kern des Richterbildes ist die persönliche und sachliche Unabhängigkeit der Richter, die in seiner Unabsetzbarkeit und Unversetzbarkeit und einer Freiheit von Dritteinflüssen zum Ausdruck kommt.“ ...




  





  Die zum besseren Verständnis des Inhaltes dieses Buches notwendigen Zitate aus Gesetzesstellen, Literatur usw. erfolgen nachfolgend in authentischer Form, um dem Leser möglichst weitere Investitionen in Gesetzbücher, Fachbücher, etc. zu ersparen. Die Zitate sind jeweils kursiv geschrieben, Auszüge aus Schriftstücken, Entscheidungen des Obersten Gerichtshofs, Wikipedia, Zeitungen und sonstigen Online-Publikationen ebenfalls.




  Gesetze können grundsätzlich mittels des Rechtsinformationssystems des Bundes RIS online abgefragt und auch ausgedruckt werden. Ausnahmen davon sind über das Rechtsinformationssystem Jusline bei dem jeweiligen Gesetz angeführt. Gesetze können zum jeweils letzten Stand abgefragt werden, Kommentare von Juristen sind bei den online abgefragten Gesetzen jedoch nicht verfügbar.




  Die nachfolgenden Ausführungen sind in keiner wie immer gearteten Weise als rechtsanwaltliche Beratung oder Beratung anderer Art zu verstehen, für die eine gesetzliche Befugnis erforderlich ist. Für juristische Auskünfte und andere Beratungsleistungen sind ausschließlich die durch die einschlägigen Gesetze Befugten zuständig.   




  Dass es sich bei meinen Gerichtsverfahren nicht um Sonderfälle gehandelt hat, weiß ich z. B. aus dem Internet – wie in einem Artikel der Zeitung „Die Presse“ vom 29.7.2011 mit dem Titel „Wutbürger“; Zitate später (Punkt I.9) angeführt.




  Die vielfach mangelhafte Transparenz in der öffentlichen Verwaltung in Österreich spielte dabei nur eine Nebenrolle für die Entstehung dieses Buches, da dieses Problem ja dem gelernten Österreicher nicht neu ist. Dieser Mangel an Transparenz passt nur auch gut zu den Problemen im Rechtsstaat Österreich, wie ich sie leider in verschiedenen Zivilgerichtsverfahren kennen gelernt habe.




  Österreich soll hinsichtlich der Transparenz auf dem Niveau eines Entwicklungslandes sein. Die Politiker haben es bisher jedenfalls nicht geschafft, das so genannte Amtsgeheimnis aus der Verfassung und damit auch aus den Köpfen der „Amtsträger“ zu eliminieren. Im Zeitraum der Entstehung dieses Buches sind zwar Bemühungen im Gange, das Amtsgeheimnis abzuschaffen, doch wurden gesetzlich notwendige Entscheidungen wieder einmal verschoben, wie Medienberichten zu entnehmen war. Natürlich müssen nach der Abschaffung des Amtsgeheimnisses – sollte es doch eines Tages gelingen, es aus der Verfassung zu eliminieren – Datenschutzbestimmungen und Persönlichkeitsschutz als Menschenrechte auch weiterhin einen hohen Stellenwert haben und künftig auch von Amtsträgern gesetzeskonform beachtet und eingehalten werden.




  Dass diese mangelnde Transparenz und das immer noch geltende Amtsgeheimnis Nährboden für Missbrauch und Korruption sein konnte und kann, wird von Fachleuten kaum in Zweifel gezogen. Ob dies möglicherweise auch für bestimmte Rechtsanwender in bestimmten, weiter unten angeführten Verfahren der Fall war, mögen die Leser dieses  Buches beurteilen.




  Die Liga für Menschenrechte hat am 9.3.2012 wörtlich im ORF Teletext ausgeführt: 




  „Es braucht Transparenz.“ und (...) „eine Kehrtwende der Politik zur Transparenz bei den Korruptionsfällen“.  ...




  „Dies hätte bewirkt, dass nur noch 8 %  (Anmerkung: der Bevölkerung) uneingeschränktes Vertrauen in den Rechtsstaat hätten.“ 




  Um dann zu ergänzen:




  „Nicht bloß das Vertrauen in die gesetzgebende Politik habe gelitten, auch jenes in die unabhängige Justiz“. 




  (Siehe: zuständige ORF-Redaktion für Teletext)




  
Abkürzungsverzeichnis






  ABGB Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch




  AHG Amtshaftungsgesetz




  AHK Allgemeine Honorarkriterien (für Rechtsanwälte) 




  AHR Allgemeine Honorarrichtlinien (für Rechtsanwälte)




  BG Bezirksgericht




  BGBL Bundesgesetzblatt




  B-VG Bundesverfassungsgesetz




  EO Exekutionsordnung




  GebAG Gebührenanspruchsgesetz




  HOB Honorarordnung für Baumeister




  JN Jurisdiktionsnorm




  Jusline Justiz-Online-Datenbank für Recht und Gesetz




  LG Landesgericht




  OGH Oberster Gerichtshof




  OLG Oberlandesgericht




  ÖRAK Österreichischer Rechtsanwaltskammertag




  RATG Rechtsanwaltstarifgesetz




  RAO Rechtsanwaltsordnung




  RIS Rechtsinformationssystem des Bundes




  RSTDG Richter- und Staatsanwaltsdienstgesetz




  ZPO Zivilprozessordnung




  
I. „Aufklärung“ für einen rechtsuchenden Nichtjuristen im Zusammenhang mit Zivilgerichtsverfahren im 21. Jahrhundert 






  I.1 Staunen und Erkenntnis 




  Staunen ist der Anfang der Erkenntnis. Das drückt aus, was ich – vielfach zwar staunend, aber dann auch mehr und mehr fassungslos – erleben musste; was in einem angeblichen Rechtsstaat einem rechtsuchenden Bürger von den Personen, welche bei Zivilgerichtsprozessen vom Gesetzgeber beauftragt waren, ihre gesetzlich definierten Aufgaben zu erledigen, zugemutet wurde.




  Um das überhaupt nur einigermaßen überstehen zu können, was ich im Rahmen dieser Zivilgerichtsprozesse erleben musste, intensivierte ich meine Beschäftigung mit der Philosophie,  um in ihr Trost zu finden und zu versuchen, mir die Denk- und Handlungsweise von Stoikern (einer der um etwa 300 Jahre vor Christus im alten Griechenland gegründeten, wirkungsmächtigsten Philosophenschulen) anzueignen, um zu lernen, so zu denken, so zu handeln und so zu fühlen.




  Aus eigener Erfahrung kann ich nur sagen, dass auch ich nicht damit gerechnet habe, jemals in Zivilgerichtsverfahren verstrickt zu werden. Ich war auch nicht rechtsschutzversichert, da ich bis zum Auftrag an einen Architekten für den Um- und Zubau meines bestehenden Hauses keine Probleme mit meinen Mitmenschen hatte, die den Abschluss einer solchen Versicherung erforderlich gemacht hätten.




  Dies hat mich die Abhängigkeit von Rechtsanwendern, Rechtsanwälten und Sachverständigen, in die ich zwangsläufig in Zusammenhang mit diesen Gerichtsverfahren geraten war, doch „irgendwie“ überleben lassen. Auch beschäftigte ich mich nach und nach mit Gesetzen, soweit diese in „meinen“ Verfahren relevant waren.




  I.2 Rechtsschutzversicherung




  Als ich damit rechnen musste, dass ich dann doch möglicherweise wegen Problemen mit dem beauftragten Architekten – und in der Folge mit einigen Bauprofessionisten – in Zivilgerichtsverfahren verstrickt werden könnte, habe ich bei Versicherungsgesellschaften versucht, mich hinsichtlich einer Rechtsschutzversicherung kundig zu machen. Die Antworten der kontaktierten Versicherer waren einstimmig. Für Bauprozesse gebe es keine Rechtsschutzversicherung mehr. Eine solche habe es früher gegeben, doch haben manche Versicherungsnehmer diese Versicherungsdeckung dazu missbraucht, sich auf Prozesse mit Bauprofessionisten usw. einzulassen, weil sie Rechnungen dieser Professionisten nicht mehr bezahlen wollten oder nicht imstande waren, diese zu bezahlen. 




  Darüber hinaus wurde mir von den Versicherungsfachleuten zur Kenntnis gebracht, dass ein nunmehriger Abschluss einer Rechtsschutzversicherung mir nur dann helfen und eine Deckung vorhanden sein würde, wenn zwischen  dem Abschluss der Versicherung und dem ersten Fall, wo dieser Versicherungsschutz zum Tragen kommen sollte, mindestens sechs Monate vergangen wären.




  Die Eröffnung der Möglichkeit der mutwilligen Nichtbezahlung von Rechnungen von  Bauprofessionisten wäre für mich kein Motiv gewesen, eine Rechtsschutzversicherung abzuschließen. Ich rechnete nicht wirklich damit, eine Rechtsschutzversicherung zu benötigen, da ich ja einen staatlich befugten und beeideten Ziviltechniker und Architekten mit der Abwicklung des Bauvorhabens beauftragt hatte. Daher wurde das Bauvorhaben begonnen, ohne dass ich eine Rechtsschutzversicherung zur Deckung zur Verfügung hatte. Natürlich spielte auch eine wesentliche Rolle, dass ich zum Zeitpunkt der Auftragserteilung an den Architekten und an die Bauprofessionisten keine praktische Erfahrung mit der Beschäftigung eines Ziviltechnikers, mit Bauprofessionisten und mit Zivilgerichtsverfahren hatte.




  Wie viele private Hausbauer auf den Schwarzmarkt ausgewichen sind und ihr Haus mit Hilfe von Pfuschern gebaut haben, weil sie eine solche Rechtsschutzversicherung mangels Angebot der Versicherungen oder dem Ausschluss bei bestehenden Versicherungspolizzen zur Deckung etwaiger Zivilgerichtsverfahren mit Professionisten aus dem Baufach etc. nicht zur Absicherung hatten, kann nicht abgeschätzt werden. Wieviel Geld dem Fiskus dabei an Steuern entging bzw. entgeht, weil Hausbauer ebenfalls mit Pfuschern ihr Haus bauen, ebenfalls nicht.




  Ob nunmehr bei den privaten Hausbauern ein Umdenken erfolgen wird, weil aufgrund der Ankündigung von schärferen Kontrollen bezüglich Schwarzarbeit durch die dazu befugten staatlichen Organe die Sorge vor Strafe besteht und dies zu mehr Beschäftigung von Bauprofessionisten mit Rechnungslegung und Mehrwertsteuerausweis führen wird, kann nicht vorausgesagt werden. Notwendig wäre zusätzlich zu den Mehrkosten, die mit der offiziellen Beschäftigung von Bauprofessionisten verbunden sind, einen nicht unwesentlichen Geldbetrag in Reserve zu halten, um Zivilgerichtsverfahren im Notfall auch führen zu können. 




  Wenn der Staat zu Recht gegen Pfusch bei Bauvorhaben verstärkt vorgehen will, sollte, nein muss er auch dafür sorgen, dass der private Bauherr und Konsument auch im Falle von Zivilgerichtsverfahren eine faire Chance gegen darin beteiligte Uunternehmer hat. 




  Da österreichische Gerichte ja Klagen annehmen müssen, gilt dies natürlich ebenso für mutwillig eingebrachte Klagen. Nicht unmöglich ist, dass Rechtsanwälte einen Mandanten so beraten, dass er Zivilgerichtsverfahren so lange führt, bis nicht rechtsschutzversicherte Konsumenten in Gefahr kommen können, aus Geldmangel in Existenzgefahr zu geraten und Gerichtsverfahren z. B. wegen hoher Sachverständigenkosten einstellen müssen. Dass solche möglichen Umstände für Privatpersonen mitentscheidend waren, ihr Haus von Pfuschern bauen zu lassen, ist nachvollziehbar.




  Meinem Kenntnisstand nach ist bei abgeschlossenen Rechtsschutzversicherten auch dann keine Versicherungsdeckung gegeben, wenn es sich zwar nicht um Zivilgerichtsverfahren gegen Bauprofessionisten handelt, aber um ein Anschlussverfahren (zum Beispiel gegen einen Rechtsanwalt) an ein Zivilgerichtsverfahren gegen Bauprofessionisten. 




  Ob das Problem der nicht möglichen Rechtsschutzversicherungsdeckung für private Bauherren einerseits und die schärfere Vorgehensweise gegen Pfusch beim Bau andererseits dazu führen werden, Familien abzuhalten, sich ihren Traum vom Eigenheim zu erfüllen, bleibt abzuwarten. 




  Es ist nur zu hoffen, dass die beteiligten Politiker im Bereich der für das Problem zuständigen Ministerien eine konsumentenfreundliche, tatsächlich den Menschenrechten entsprechende Lösung finden, entsprechend gesetzlich fundiert umsetzen und die Menschen diesbezüglich „nicht im Regen stehen lassen“.




  I.3 Rechtsanwälte und Rechtsanwaltskammern




  Zu Beginn dieser Bauprozesse kannte ich keinen Anwalt persönlich. Ein Bekannter teilte mir auf meine Frage, ob er einen geeigneten Rechtsanwalt kenne, mit, dass ich mich diesbezüglich an die zuständige Rechtsanwaltskammer wenden sollte. Das tat ich dann auch. 




  Vertreter von Rechtsanwaltskammern dürfen, so wurde ich von einem Kammervertreter in Kenntnis gesetzt, einem Rechtsuchenden keinen bestimmten Anwalt empfehlen. Ebenfalls  stellten die Rechtsanwaltskammern meiner Erfahrung nach auch keine verlässlichen Informationen hinsichtlich ihrer Mitglieder (und deren tatsächlichen und praktischen Erfahrung in den verschiedenen Rechtsbereichen) zur Verfügung. Dies hatte mir in meinen Verfahren viel unnötigen Zeitaufwand und viel Geld gekostet. Auf den Frust, den mir diese „weitgehend ungeeigneten Informationen“ seitens dieser Kammern (die diese Informationen möglicherweise von den jeweiligen Rechtsanwälten erhalten haben) gebracht hat, werde ich in der Folge noch näher eingehen.
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